
1  B A Y E R I S C H E  M O T O R E N  W E R K E  A G .  
O R D E N T L I C H E  H A U P T V E R S A M M L U N G  2 0 2 5 .  

E r g ä n z u n g s v e r l a n g e n  
 

G e g e n a n t r ä g e  &   
W a h l v o r s c h l ä g e  

A u s k u n f t s r e c h t  

 

ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN DER AKTIONÄRE  
nach den §§ 122 Absatz 2, 126 Absatz 1, 127 und 131 Absatz 1 Aktiengesetz (AktG). 

1. Ergänzungsverlangen. 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 € (dies 
entspricht 500.000 Aktien im Nennbetrag von 1 €) erreichen, 
können gemäß § 122 Absatz 2 AktG verlangen, dass Gegen-
stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 
90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der 
Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vor-
stands über den Antrag halten. Auf die Berechnung des Zeit-
raums findet § 70 AktG Anwendung; im Übrigen gilt für die Frist-
berechnung § 121 Absatz 7 AktG. Danach ist der Tag des Zu-
gangs des Verlangens nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von 
einem Sonntag, Sonnabend oder Feiertag auf einen zeitlich vo-
rausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Be-
tracht. Die §§ 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzu-
wenden. 

Unter den gleichen Voraussetzungen können Aktionäre nach 
§§ 87 Absatz 4, 122 Absatz 2 Satz 1 AktG und § 87a Absatz 1 
Satz 2 Nr. 1 AktG beantragen, die festgelegte Maximalvergütung 
für die Mitglieder des Vorstands herabzusetzen. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den 
Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft 
mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugegangen sein, 
d.h. spätestens bis zum 13. April 2025 (Sonntag), 24:00 Uhr 
(MESZ).  

Es wird darum gebeten, die folgende Anschrift zu verwenden: 

Bayerische Motoren Werke Aktiengesellschaft 
Der Vorstand 
Postanschrift: 80788 München 
Hausanschrift: Petuelring 130, 80809 München 

Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung können alternativ auch 
in elektronischer Form gemäß § 126a BGB per E-Mail unter Hin-
zufügung des Namens und mit qualifizierter elektronischer Sig-
natur an hv-antrag@bmw.de gerichtet werden. 

Zulässige Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung, die der Ge-
sellschaft spätestens bis zum 13. April 2025 (Sonntag), 24:00 
Uhr (MESZ) wirksam zugegangen sind, werden bei Nachweis 
der Aktionärseigenschaft und der gesetzlich vorgesehenen Hal-
tefrist einschließlich des Namens und Wohnorts bzw. Sitz des 
Aktionärs im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Darüber hinaus 
erfolgt eine Veröffentlichung und Mitteilung auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter www.bmwgroup.com/hv. 

Die zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten 
auszugsweise wie folgt: 

§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

(1) 1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, 
deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund-
kapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe 
des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an 
den Vorstand zu richten. 2Die Satzung kann das Recht, die 
Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 
andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am 
Grundkapital knüpfen. 3Die Antragsteller haben nachzuwei-
sen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. 4§ 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwen-
den. 

(2) 1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusam-
men den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den antei-
ligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, daß 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntge-
macht werden. 2Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 3Das Ver-
langen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindes-
tens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mindes-
tens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des 
Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

§ 121 Allgemeines (Auszug) 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurück-
berechnet werden, ist der Tag der Versammlung nicht mitzu-
rechnen. 2Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehen-
den oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. 
3Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 
nicht entsprechend anzuwenden. 4Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung 
der Frist bestimmen. 

§ 70 Berechnung der Aktienbesitzzeit 

1Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, 
dass der Aktionär während eines bestimmten Zeitraums Inhaber 
der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleistungs-
institut, ein Wertpapierinstitut oder ein nach § 53 Absatz 1 Satz 
1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Kreditwesen-
gesetzes tätiges Unternehmen gleich. 2Die Eigentumszeit eines 

mailto:hv-antrag@bmw.de
http://www.bmwgroup.com/hv


2  B A Y E R I S C H E  M O T O R E N  W E R K E  A G .  
O R D E N T L I C H E  H A U P T V E R S A M M L U N G  2 0 2 5 .  

E r g ä n z u n g s v e r l a n g e n  
 

G e g e n a n t r ä g e  &   
W a h l v o r s c h l ä g e  

A u s k u n f t s r e c h t  

 

 

Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die 
Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechts-
nachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei 
einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen er-
worben hat. 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge. 

Jeder Aktionär hat gemäß §§ 126, 127 AktG das Recht, Gegen-
anträge zu den Beschlussvorschlägen der Verwaltung zu be-
stimmten Tagesordnungspunkten zu stellen und Wahlvor-
schläge zu den Tagesordnungspunkten 5 (Wahl des Abschluss-
prüfers und des Prüfers für die Nachhaltigkeitsberichterstattung) 
und 6 (Wahlen zum Aufsichtsrat) zu übermitteln. Gegenanträge 
und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an: 

Bayerische Motoren Werke Aktiengesellschaft 
Abt. FF-2 
Postanschrift: 80788 München 

oder per E-Mail an: 

hv-antrag@bmw.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge 
werden nicht berücksichtigt. 

Zulässige Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesell-
schaft spätestens bis zum 29. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) 
unter der vorstehenden Adresse zugegangen sind, werden bei 
Nachweis der Aktionärseigenschaft einschließlich des Namens 
und Wohnorts bzw. Sitzes des Aktionärs und einer etwaigen Be-
gründung unverzüglich im Internet unter 
www.bmwgroup.com/hv veröffentlicht. 

Die zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die 
auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von dem 

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 
abgesehen werden kann, lauten auszugsweise wie folgt: 

§ 126 Anträge von Aktionären (Auszug) 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Ak-
tionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung sind den in § 125 Absatz 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugäng-
lich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor 
der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag ge-
gen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die 
in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 
2Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsen-
notierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 4§ 125 Absatz 3 
gilt entsprechend. 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen 
strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungs-
widrigen Beschluß der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offen-
sichtlich falsche oder irreführende Angaben oder wenn 
sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegen-
antrag des Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung 
der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden 
ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesent-
lich gleicher Begründung in den letzten fünf Jahren be-
reits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Ge-
sellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist 
und in der Hauptversammlung weniger als der zwan-
zigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn ge-
stimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Haupt-
versammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten 
lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten Ge-
genantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu wer-
den, wenn sie insgesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der 
Beschlußfassung Gegenanträge, so kann der Vorstand die 
Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären 

1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern oder von Abschlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. 
2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 3Der 
Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich 
zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 
Absatz 3 Satz 4 und § 125 Absatz 1 Satz 5 enthält. 4Der Vor-
stand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, für die das Mit-
bestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder 
das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhal-
ten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 
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2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 
widersprochen wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens je-
weils von Frauen und Männern besetzt sein müssen, um das 
Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

§ 124 Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge 
zur Beschlussfassung (Auszug)  

(3) 4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort 
anzugeben. 

3. Auskunftsrecht. 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Vertreter, die 
persönlich vor Ort an der Hauptversammlung teilnehmen, kön-
nen vom Vorstand gemäß § 131 Absatz 1 AktG Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäft-
lichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unterneh-
men sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen verlangen, soweit die er-
betene Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegen-
stands der Tagesordnung erforderlich ist.  

Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und ge-
treuen Rechenschaft zu entsprechen. Der Versammlungsleiter 
kann nach § 20 Absatz 2 Satz 2 der Satzung das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen begrenzen. 

Die zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die 
auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen der Erteilung 
von Auskünften abgesehenen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 131 Auskunftsrecht des Aktionärs (Auszug) 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversamm-
lung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Ge-
sellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurtei-
lung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
2Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen 
und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem 
verbundenen Unternehmen. 3Macht eine Gesellschaft von 
den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 
oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann 
jeder Aktionär verlangen, dass ihm in der Hauptversamm-
lung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der 
Form vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen 
hätte. 4Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterun-
ternehmens (§ 290 Absatz 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) 
in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und 
der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich 
auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen. 

(2) 1Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften 
und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 2Die Satzung 
oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den Ver-
sammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht 
des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, und 
Näheres dazu bestimmen. 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesell-
schaft oder einem verbundenen Unternehmen einen 
nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die 
Höhe einzelner Steuern bezieht; 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Ge-
genstände in der Jahresbilanz angesetzt worden sind, 
und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei 
denn, daß die Hauptversammlung den Jahresabschluß 
feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, so-
weit die Angabe dieser Methoden im Anhang ausreicht, 
um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft im Sinne des § 264 Absatz 2 des Han-
delsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die 
Hauptversammlung den Jahresabschluß feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Aus-
kunft strafbar machen würde; 

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleis-
tungsinstitut oder einem Wertpapierinstitut Angaben 
über angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jah-
resabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß oder Kon-
zernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesell-
schaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und in 
der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

2Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert 
werden. 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär 
eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben 
worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Ver-
langen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie 
zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Ta-
gesordnung nicht erforderlich ist. 2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist zu gewährleisten, dass jeder 
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elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionär 
sein Verlangen nach Satz 1 im Wege der elektronischen 
Kommunikation übermitteln kann. 3Der Vorstand darf die 
Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. 
4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn ein Tochterunterneh-
men (§ 290 Absatz 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Ge-
meinschaftsunternehmen (§ 310 Absatz 1 des Handels-
gesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 
Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 Absatz 1, 2 des Handelsge-
setzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft 
in den Konzernabschluß des Mutterunternehmens erteilt 
und die Auskunft für diesen Zweck benötigt wird. 

(5) 1Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er 
verlangen, daß seine Frage und der Grund, aus dem die 
Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die 
Verhandlung aufgenommen werden. 2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist zu gewährleisten, dass jeder elekt-
ronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionär sein 
Verlangen nach Satz 1 im Wege der elektronischen Kom-
munikation übermitteln kann. 
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